
Wiederholt wiesen Organe der Regierung der DDR aus nationaler und 
internationaler Verantwortung auf den reaktionären und antidemokra­
tischen Charakter des geltenden politischen Strafrechts der Bundesrepublik 
und die Gefährlichkeit des regierungsamtlich projektierten Rechts hin. Der 
Verfassungs- und Rechtsausschuß der Volkskammer, der Minister der Justiz 
der DDR, das Staatssekretariat für westdeutsche .Fragen sowie namhafte 
Rechtswissenschaftler begründeten nachdrücklich die Notwendigkeit einer 
Reform des politischen Strafrechts auf demokratischer Grundlage.4 
Deutlich kristallisierte sich dabei als grundlegende Forderung heraus: Es 
geht in der Reform des politischen Strafrechts darum, die reaktionären und 
diktatorischen Wesenszüge des westdeutschen Strafrechts und der Rechts­
pflege zu überwinden und ihre Übereinstimmung mit den allgemein an­
erkannten und gültigen Normen und Festlegungen des Völkerrechts herzu­
stellen. Der alleinige Maßstab für den Charakter der Veränderungen des 
Strafrechts besteht darin, ob und mit welcher Effektivität es geeignet ist,
— den Frieden zu sichern,
— die westdeutsche Bevölkerung vor militaristischen und rechtsradikalen 
Umsturzbestrebungen zu schützen sowie die Entwicklung der Demokratie 
und des Fortschritts zu sichern,
— die V erständigung zwischen beiden deutschen Staaten auf demokra­
tischer Grundlage zu fördern.
1. Zur Begründung des Achten Strafrechtsänderungsgesetzes wurde von der 
Bundesregierung u. a. behauptet, daß dieses Gesetz dem verbreiteten Be­
dürfnis nach einer Liberalisierung und Milderung des politischen Straf­
rechts Rechnung trage, mehr Raum für politische Betätigung im Sinne der 
Grundrechte gebe und Hemmnisse für Kontakte zwischen den Menschen 
in beiden Teilen Deutschlands beseitige. Der derzeitige Justizminister 
Heinemann führte diese Demagogie ad absurdum und ließ gleichzeitig die 
damit bezweckte geistige Manipulierung der Massen sichtbar werden. Die 
Liberalisierung des Strafrechts mache deutlich, versuchte er dem Bundes­
bürger einzureden, daß es auch bei der Notstandsverfassung letztlich um 
die Bewahrung der freiheitlichen Ordnung in Notzeiten gehe: „Wenn die 
Notstanclsregelung wirklich darauf abzielte, unsere freiheitliche Ordnung 
auszuhöhlen oder sogar umzustürzen, so läge es wohl nahe, das politische 
Strafrecht zumindest nicht zu liberalisieren. Indem wir es liberalisieren 
und indem wir es jetzt tun, dokumentieren wir, daß es auch bei der Not­
standsregelung um die Bewahrung der freiheitlichen Ordnung in Notzeiten 
geht. Ich halte das für einen beachtlichen Gesichtspunkt und möchte ihn 
deshalb unterstrichen haben.“ 5
Es paßte dann allerdings nicht in dieses Konzept, daß der Vorsitzende des
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